
Bei gesetzlich versicherten Kin-
dern mit einer Angle-Klasse II/2
kann der Konflikt entstehen, dass
bei der Therapie distaler Bissla-
gen eine GKV-Leistungspflicht
nur noch bei einer Rückverlage-
rung des UK von mehr als 6mm
besteht und andererseits mit
Blick auf Kiefergelenkerkran-
kungen aus funktionellen Grün-
den eine Behandlung erforder-
lich sein kann. Letztere wäre
dann privat zu bezahlen, obwohl
eine u.U. schwerwiegende oder
chronifizierte Erkrankung vor-
liegt oder droht. Der Leistungs-
ausschluss wird von den Betrof-
fenen dann als unbillig und von
den Behandlern aus medizini-
schen Gründen als inadäquat
angesehen.

Seit 1993 ist der Leistungsan-
spruch im Rahmen der gesetzli -
chen Krankenversicherung im
Prinzip auf Minderjährige und
auf jene Leistungen beschränkt,
die in der Positivliste des Ge -
mein samen Bun des  ausschus ses
wiedergegeben sind, sofern die
übrigen gesetzlichen Vorausset-
zungen erfüllt sind. Für die Kie -
fer ortho pä die sind diese Rah-
menbedingungen in §29 SGB V
nie dergelegt, wonach ausschließ -
lich Minderjährige und Patien-
ten mit kombiniert kieferchirur-
gisch und kieferorthopädischem
Behandlungsbedarf in den Ge-
nuss einer GKV-Kostentragung
gelangen. 
Eine inhaltsgleiche Regelung fin-
det sich im Bereich der Beihilfe

unter Nr. 1.2.3 der Anlage zur
BVO Baden-Württemberg. Für
den gesetzlich versicherten Pa-
tienten legen die Richtlinien des
Bundesausschusses der Zahn-
ärzte und Krankenkassen für
kieferorthopädische Behand-
lungen vom 4.6.2003 (Bundes-
anzeiger Nr. 226, S. 24966) die
kieferorthopädischen Indika-
tionsgruppen (KIG) fest. Darin
werden zum Teil millimeterge-
nau jene Befundgruppen abge-
grenzt, die noch der Erstattungs-
pflicht der gesetzlichen Kassen
unterliegen sollen. Ausgegrenz -
te oder auch „ausge-KIG-te“ Be-
fundsituationen können nach
herkömmlichem Verständnis un -
ter keinem Gesichtspunkt eine
Leistungspflicht der Kranken-
kasse auslösen. 
Zwar hat der Gesetzgeber einen
weiten Gestaltungsspielraum bei
Vornahme dieser Abgrenzung
insbesondere auch vor dem Hin -
tergrund chronisch angespann-
ter Haushaltslage. Tatsächlich
ist die Begrenzung der kieferor-
thopädischen Leistungspflicht
auf Minderjährige wiederholt
als verfassungsgemäß eingestuft
worden (VGH Baden-Württem-
berg, Urt. v. 2.5.2012, 2 S 2904/
10). Zur Abgrenzung derartiger
Sachverhalte darf der Gesetz-
geber sich einer solchen Stich-
tagsregelung bedienen. Sachli -
cher Hintergrund hierfür ist die
Erwägung, dass idealerweise die

kieferorthopädische Behandlung
vor Abschluss des Körperwachs-
tums aus medizinischen Grün-
den begonnen werden soll. 
Allerdings wurde dieser Grund-
satz vom VGH Baden-Württem-
berg (s.o.) in einer Beihilfekons -
tellation durchbrochen, in der
ei ne erwachsene Patientin un  ter
einer schweren craniomandi-
bulären Dysfunktion (CMD) litt.
Das Gericht hielt in diesem Aus-
nahmefall („Skel. Kl. 1, mand. 
Verschiebung nach rechts, Biss 
abgesackt durch fehlende dor -
sale Abstützung“) ausschließlich
die Bewilligung einer kieferor-
thopädischen Leistung für er-
messensgerecht und vertrat den
Standpunkt, die erfolgte Kosten -
versagung verstoße gegen den
allgemeinen Gleichheitssatz des
Art. 3 Abs. 1 GG. Das Gericht ver-
wies darauf, dass eine Behand-
lungsalternative zur kieferortho-
pädischen Therapie hier nicht
bestand, dass im Falle der Ver-
sagung der Kostenerstattung
und der Behandlungsdurchfüh -
rung mit erhebli chen
Folgeproblemen zu
rechnen war und dass
eine sogenannte se-
kundäre Ano malie
vorlag, die erst im
Erwachsenen -
alter erworben
worden war. 
Hier löste sich
das Gericht
von der sonst
ausnahmslos
durchgehalte-

nen Linie, wonach eine kieferor-
thopädische Behandlung aus-
schließlich bei minderjährigen
Patienten seitens der Beihilfestel -
le zu tragen sei. Rechtsgrundla ge
hierfür war eine in der Beihilfe -
verordnung vorgesehene Härte-
fallregelung (§5 Abs. 6 BVO BW),
die im Bereich des Sozialrechtes
nicht vorhanden ist.
Ob eine solche Durchbrechung
auch für den Bereich des Sozial-
rechtes im Einzelfall infrage kom-
men kann, erscheint höchst zwei-
felhaft, da die sozialrechtliche
Rechtsprechung eine anderwei-
tige Lösungsoption krasser Kon-
fliktfälle vorgesehen hat: Nur
wenn dieVersagung einer so zial -
rechtlichen Kostentragung ei ne
lebensbedrohliche und in der Re -
gel tödlich verlaufende Krankheit
betrifft, für deren Behandlung
keine dem medizinischen Stan-
dard entsprechende Leistung in

KIG kennt keine Härtefallregelung
Ein Beitrag von RA Michael Zach, Experte im Bereich Zahnarzt-, 

Arzt- und Medizinrecht.
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der GKV besteht, kann dennoch
eine Kostentragung durch die ge-
setzliche Krankenkasse in Be-
tracht kommen (Bun desver fas -
sungsgericht, sog. Nikolausbe-
schlüsse vom 6.12.2005, – 1 BvR
347/98). 
Bei kieferorthopädischen Befun-
den dürften aber kaum jemals
existenzbedrohliche Erkrankun-
gen anzunehmen sein. Zwar sind
Konstellationen bekannt, in de-
nen aufgrund einer CMD-Er-
krankung Berufsunfähigkeits-
renten bewilligt wurden (DRV

13050763C031) oder auch ortho-
pädisch und psychologisch ver-
mittelte Folgeerkrankungen in-
folge einer unterbliebenen, un-
zureichenden oder mangelhaf-
ten zahnärztlichen Behandlung
aufgetreten waren (Landesge-
richt Wels, Urt. v. 4.9.2006, 4 Cg
133/02 d-102). Auch mag die Fra -
ge aufgeworfen werden, ob chro-

nische Schmerzen dentaler Ge-
nese mit ihren orthopädischen
und psychiatrischen Manifesta-
tionen nicht insgesamt den Pa-
tienten in seiner Existenz bedro -
hen können. Allerdings wür de ei -
ne solch exzessive Anwendung
der zitierten sozialgerichtli chen
Rechtsprechung zu einer Um-
kehrung von Regel und Ausnah -
me führen, die so von der Recht -
sprechung sicher nicht gewollt
ist und getragen werden wür de.

Die sozialrecht liche Rege-
lung ist insofern starr

und enthält keine
Härtefallklausel, die
es beispielsweise
bei schwerwiegen-
der CMD-Erkran-

kung ausnahmswei -
se den Krankenkassen

handlungskosten zu-
z u s a g e n ,
wenn keine

der KIG-Indi-
kationsgruppen zu bejahen ist.
In einer anderen Konstellation lag
eine Klasse II/2 bei einer min der -
jährigen Patientin mit Kiefer ge -
lenkbeschwerden vor, wo die Be-
rater von PKV und GKV uneins wa-
ren, ob ein trauma tischer Tiefbiss
mit Gingivakontakt im Sinne von
D2 der KIG-Richtlinien vorlag
oder nicht. Der gerichtlich bestell -

te Sachverständige teilte die Ein-
schätzung des Behandlers und
das Amtsgericht verurteilte die
private Krankenzusatzversiche-
rung zur tarifli chen Kostentra-
gung der mit 3.949,71€ kalku-
lierten Behandlungskosten. 
Dieser Fall zeigt, dass es für die In-
dikationsgruppeneinstufung aus -
schließlich auf die in der Richtlinie
festgelegten Kriterien ankommt
und eine CMD oder Kiefergelenk -
beschwerden von den gesetzli chen
Krankenkassen nicht zu berück-

sichtigen sind (Amtsgericht Bonn,
Urt. v. 3.1.2013, 110 C 128/11). 
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RA Michael Zach

• 25.5.1992 Erste Juristische Staatsprü-
fung nach dem Studium der Rechtswis-
senschaften an der Universität zu Köln

• 24.7.1995 Zweite Juristische Staats-
prüfung bei dem OLG Düsseldorf

• 01.11.1996 Niederlassung und Zulas-
sung als Rechtsanwalt

• 25.6.2002 Zulassung zu allen Oberlan-
desgerichten und dem Kammergericht

• 19.10.2005 Fachanwalt für Medizin-
recht durch die RA-Kammer Düsseldorf

RA Michael Zach ist als Fachanwalt für
Medizinrecht in Mönchengladbach nie -
dergelassen und widmet sich schwer-
punktmäßig dem Zahnarztrecht. Zahlrei-
che seiner Publikationen in zahnärztli -
chen und juristischen Fachzeitschriften
sind abgelegt auf der Homepage www.
zahnarztrecht.net. Vortragstätigkeiten für
Zahnärztekammern, Berufsverbände und
Dental produktehersteller.
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